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Mainz, 19.11.2014

Antrag 1680/2014 zur Sitzung Stadtrat am 03.12.2014

Freihandelsabkommen TTIP stoppen — Kommunale Daseinsvorsorge schiitzen

(ODP)
Der Stadtrat moge beschlieBen:

1. Bei den derzeit verhandelten ,,Freihandelsabkommen® TTIP, CETA und TiSA
handelt es sich um eine ,,neue Generation" von bi- und multilateralen Handels-
vertrdgen, die eine Machtverschiebung zum Ziel haben, weg von demokratisch
gewdhlten Politikern und Parlamenten, hin zu multinationalen Konzernen. Diese
Art von Vertrdgen stellt einen massiven Eingriff in unsere kommunale Gestal-
tungshoheit und unsere kommunale Selbstverwaltung dar.

Der Stadtrat von Mainz lehnt TTIP, CETA und TiSA in der derzeit bekannten Form
ab.

2. Der OberbUrgermeister wird gebeten, sich im Rheinland-Pfalzischen und Deut-
schen Stddtetag und anderen kommunalen Spitzengremien gegen die geplan-
ten Abkommen zu positionieren und entsprechend, sowohl bei der Bundesregie-
rung, als auch bei der EU-Kommission, zu intervenieren.

3. Der Beschluss des Deutschen Stadtetages vom 12.02.2014 zu den Freihandels-
abkommen wird den Stadtratinnen und -ré&ten zur Kenntnis gebracht.

Begrindung:
Es gibt verschiedene Aspekte, von denen wir als Kommune direkt betroffen waren:
1. Demokratie und Transparenz

Unter weitgehendem Ausschluss der Offentlichkeit finden derzeit zwischen der EU und
den USA Verhandlungen zum Transatlantischen Freihandelsabkommen TTIP (Transatlantic
Trade and Investment Partnership) statt. Wahrend nicht einmal die EU-Abgeordneten
uneingeschrankten Zugang zu den Dokumenten haben, kbnnen 600 Vertreter von GroB-
konzernen unmittelbaren Einfluss nehmen. Und obwohl St&dte und Kommunen direkt be-
troffen sind, werden die kommunalen Spitzenverbdnde (Stddte- und Gemeindetag sowie



Landkreistag) nicht in die Verhandlungen eingebunden. Das entspricht nicht unserem
Verstandnis von Demokratie. Vielmehr muss die Einbeziehung in die Vertrdge so frUhzeitig
erfolgen, dass die Gestaltungsfahigkeit gegeben ist.

Daher fordern wir fUr die kommunalen Spitzenverbdnde einen vollstdndigen Einblick in
alle Verhandlungsdokumente sowie die Einbeziehung der kommunalen Spitzenverbdnde
in die Verhandlungen. Dies gilt for TTIP, CETA (Comprehensive Economic and Trade Ag-
reement zwischen Europa und Kanada) und TiSA (Trade in Services Agreement).

2. Investitionsschutz fUr Konzerne

Internationale Konzerne erhalten ein Sonderklagerecht gegen demokratisch beschlosse-
ne Gesetze. Zwischen Staaten mit funktionierendem Rechtssystem ist eine Investitions-
schutzklausel UberflUssig. Vielmehr stellen ,private Schiedsgerichte” ein Parallelrechtssys-
tem dar, das grundlegende Prinzipien des Rechtsstaates unterlduft und Konzerne méch-
tiger macht als demokratisch gewdhlte Regierungen.

Da sogar die BeschlUsse von Staddten und Gemeinden Anlass fUr solche Klagen sein kdn-
nen, wirde dies dazu fUhren, dass wir uns in vorauseilendem Gehorsam bei jeder unserer
BeschlUsse Uberlegen muUssten, ob sie eventuell die Gewinnerwartungen eines Konzerns
schmalern wurden und somit eine Klage gegen den Staat nach sich ziehen kdnnten. An-
gesichts der Tatsache, dass in den letzten Jahren die Anzahl der Investor-Staat-Klagen
sprunghaft angestiegen ist, stellen wir die Frage, wie viele solcher Klagen sich ein Staat
oder eine Stadt leisten kann2 Wer bezahlt¢ Der Bund oder die Stadt?

Einen solchen Eingriff in unsere kommunale Entscheidungshoheit lehnen wir entschieden
ab.

3. Kommunale Daseinsvorsorge, offentliches Beschaffungswesen,
Dienstleistungssektor und Kommunale Selbstverwaltung

Kommunale Daseinsvorsorge (z.B. Wasser- und Abwasserversorgung, Energie):

Da bei diesen Arten von Handelsabkommen typischer Weise die Regeln zum grenziuber-
schreitenden Handel mit Dienstleistungen und der Schutz ausl@ndischer Investoren im
Fokus stehen, ist zu befUrchten, dass sie sich negativ auf die Organisationshoheit unserer
Stadt/unserer Gemeinde/unseres Landkreises und unsere Handlungsautonomie auswir-
ken.

Offentliches Beschaffungswesen:

TTIP, CETA und TiSA wurden unsere kommunale Organisationsautonomie gefdhrden. Un-
sere mittelstdndischen Unternehmen durften nicht mehr bevorzugt werden. Dadurch
kdme es zu einer Minderung der Gewerbesteuereinnahmen und einer Schwdchung der
lokalen Unternehmen.



Dienstleistungssektor (Bauwesen, Transportwesen, Gesundheit, soziale Dienstleistungen...):
Immer mehr Bereiche des 6ffentlichen Dienstleistungssektors werden zum ,,allgemeinen
wirtschaftlichen Interesse* deklariert. Dadurch werden die Gebietskoérperschaften ge-
zwungen, diese gemdaB einer ,,Marktzugangsverpflichtung” im Wettbewerbsverfahren
auszuschreiben. Das Gemeinwohl muss in diesen sensiblen Bereichen weiterhin im Vor-
dergrund stehen.

Kommunale Selbstverwaltung:

Obwohl die EU laut Lissabon-Vertrag und gemdans Subsidiaritatsprinzip nicht in die kommu-
nale Selbstverwaltung eingreifen darf, duldet die Bundesregierung mit den Vertrdgen
diesen GesetzesUbertritt und befdrdert ihn sogar noch.

4. Stillstandsklausel und Ratchet-Klausel

Alle drei Handelsabkommen enthalten sowohl die Stillstands-, wie auch die Ratchetklau-
sel. Die Stillstandsklausel legt fest, dass nach Einigung auf einen Status der Liberalisierung
dieser nie wieder aufgehoben werden darf. Die Ratchetklausel besagt, dass ein staatli-
ches Unternehmen, wie etwa das Wasserwerk, das einmal von einem privaten Investor
gekauft wurde, niemals wieder rekommunalisiert werden darf. Solche ,,Endgultigkeitsklau-
seln” lehnen wir als Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung ab.

Mehrere deutsche Kommunen und Kreistage haben bereits Resolutionen und Moratorien
erarbeitet. Darunter Bremen, Erkrath, Freiburg, Furstenfeldbruck, Firth, GroB-Gerau, Kas-
sel, Main-Kinzig-Kreis, Marburg, Oldenburg, Potsdam, WeiBenhorn, Hilpoltstein.

Den Beschluss des Deutschen Stadtetages vom 12.02.2014 zu den Freihandelsabkommen
finden Sie unter folgendem Link:

http://www.staedtetag.de/fachinformationen/wirtschaft/068853/

Dr. Claudius Moseler
Fraktionsvorsitzender






	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

